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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Stuttgart vom 08.07.2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

Â 

Tatbestand

Der minderjÃ¤hrige, einkommenslose KlÃ¤ger wendet sich gegen die Erhebung
bzw. Anhebung des Zusatzbeitrages zur freiwilligen, gesetzlichen
Krankenversicherung (KV) im Zeitraum vom 01.01.2016 bis 31.12.2017.

Der 2010 geborene KlÃ¤ger ist seit seiner Geburt gemÃ¤Ã� Â§ 9 Abs. 2 FÃ¼nftes
Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) bei der Beklagten zu 1 freiwillig kranken- und bei
der Beklagten zu 2 pflegepflichtversichert (PV). Seit dem 01.08.2021 ist er bei den
Beklagten familienversichert. 

Seit dem 01.01.2015 erhebt die Beklagte zu 1 von ihren Versicherten einen
Zusatzbeitrag zur KV i.H.v. 0,9 % (Satzung der Beklagten in der ab dem 01.07.2009
geltenden Fassung i.V.m. dem 32. Nachtrag zur Satzung vom 13.12.2014). Dieser
Beitragssatz wurde zum 01.01.2016 auf 1,2 % (Satzung der Beklagten in der ab
dem 01.07.2009 geltenden Fassung i.V.m. dem 39. Nachtrag zur Satzung vom
12.12.2015) und zum 01.04.2017 auf 1,5 % (Satzung der Beklagten in der ab dem
01.07.2009 geltenden Fassung i.V.m. dem 46. Nachtrag zur Satzung vom
17.03.2017) angehoben. Seitdem erfolgte keine weitere Ã�nderung des
Zusatzbeitragssatzes.

Im Dezember 2014 setzte die Beklagte zu 1 â�� auch im Namen der Beklagten zu 2
â�� fÃ¼r die Zeit ab dem 01.01.2015 den monatlichen Beitrag des KlÃ¤gers zur KV
i.H.v. 140,81 â�¬ (ermÃ¤Ã�igter Beitragssatz 14,0% + Zusatzbeitrag 0,9%) und zur
PV i.H.v. 22,21 â�¬ fest. ErgÃ¤nzend fÃ¼hrte sie an, es ergÃ¤ben sich keine
Ã�nderungen bei den BeitragssÃ¤tzen im Vergleich zu 2014. Diesem Schreiben
fÃ¼gte die Beklagte zu 1 weitere ErlÃ¤uterungen bei, unter anderem Ã¼ber
ZusatzbeitrÃ¤ge in der GKV ab 2015, wobei sie auf ein SonderkÃ¼ndigungsrecht
zum 31.01.2015 hinwies.

Mit Schreiben aus â��Dezember 2015â�� teilte die Beklagte zu 1 dem KlÃ¤ger â��
auch im Namen der Beklagten zu 2 â�� mit, die BeitragssÃ¤tze betrÃ¼gen
insgesamt 15,2 % bzw. 15,8 % jeweils einschlieÃ�lich eines Zusatzbeitrages i.H.v.
1,2 %. Der Gesetzgeber habe zum Jahreswechsel die Beitragseckwerte angepasst.
Wenn die BeitragsbeÂmessung des KlÃ¤gers Ã¼ber den 31.12.2015 hinaus gelte
oder unbefristet gÃ¼ltig sei, betrage sein monatlicher Beitrag fÃ¼r die Zeit ab dem
01.01.2016 zur KV 147,19 â�¬ und zur PV 22,76 â�¬. Auf Seite 2 des Schreibens
fÃ¼hrte die Beklagte zu 1 aus: â��FÃ¼r Fragen zum Leistungs- und Serviceangebot
der KKH, aber auch zu Ihrem SonderkÃ¼ndigungsrecht bezÃ¼glich Ihrer
Mitgliedschaft â�� Details finden Sie auf dem beiliegende Informationsblatt â��
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stehen wir Ihnen rund um die Uhr unter der kostenfreien Hotline (â�¦) zur
VerfÃ¼gung.â��

Gegen die BeitragserhÃ¶hung im Bescheid von â��Dezember 2015â��,
Ã¼berschrieben mit â��Informationen zur KKH 2016â�� und â��anlÃ¤sslich der
Erhebung eines Zusatzbeitrags in HÃ¶he von 1,2 %â�� legte der KlÃ¤ger durch
seinen Vater und ProzessbevollmÃ¤chtigten mit Schreiben vom 14.01.2016
Widerspruch ein.

Mit Schreiben vom 24.06.2016 teilte die Beklagte zu 1 dem KlÃ¤ger mit, der
durchÂschnittÂliche Zusatzbeitrag fÃ¼r das Jahr 2015 sei seitens des
BundesgesundheitsÂministeriums (BMG) auf 0,9 % festgelegt worden. Sie habe den
Zusatzbeitrag um 0,3 Prozentpunkte auf 1,2 % angehoben. Aufgrund der
Absenkung des Beitragssatzes von 15,5 % in 2014 auf 14,6 % ab dem Jahr 2015
fehlten der GKV Mittel zur Finanzierung ihrer Aufgaben. Diese mÃ¼ssten die Kassen
Ã¼ber ZusatzbeitrÃ¤ge erwirtÂschaften. Der Zusatzbeitrag 2015 sei ein Instrument,
die durch Absenkung des Beitragssatzes entstandenen finanziellen LÃ¼cken zu
schlieÃ�en, um das LeistungsÂniveau der GKV insgesamt aufrechtzuÂerhalten.

Der KlÃ¤ger hielt seinen Widerspruch weiter aufrecht und fÃ¼hrte in seinem
Schreiben vom 19.07.2016 aus, die Erhebung der ZusatzbeitrÃ¤ge fÃ¼r Kinder
ohne eigenes Einkommen stelle einen GrundrechtsverstoÃ� dar.

Mit Schreiben vom 26.09.2016 fÃ¼hrte die Beklagte zu 1 weiter aus, die BeitragsÂ-
berechnung bei freiwillig Versicherten erfolge einkommensabhÃ¤ngig. FÃ¼r den
Fall, dass ein freiwillig versichertes Mitglied keine eigenen EinkÃ¼nfte erziele, gelte
als beitragsÂpflichtige Einnahme fÃ¼r jeden Kalendertag mindestens der 90. Teil
der monatlichen BezugsgrÃ¶Ã�e gemÃ¤Ã� Â§ 3 der GKV-
BeitragsverfahrensgrundsÃ¤tze SelbstÂzahler. Diese BezugsgrÃ¶Ã�e werde
jÃ¤hrlich von der Bundesregierung festgelegt und betrage fÃ¼r das Jahr 2016
monatlich 2.905,00 â�¬. Somit habe der KlÃ¤ger monatlich BeitrÃ¤ge zur KV und
PV aus mindestens 968,33 â�¬ zu entrichten. Danach bemesse sich auch der
Zusatzbeitrag, welcher kassenspezifisch und in Â§ 242 SGB V geregelt sei.

Daraufhin teilte der KlÃ¤ger im Schreiben vom 14.11.2016 mit, er benÃ¶tige die
vollÂstÃ¤ndige Auskunft Ã¼ber die bei den Beklagten erhobenen und zugrunde
gelegten Daten, auf denen der Zusatzbeitrag berechnet und festgelegt worden sei.
Bei Kindern von einem fiktiven Einkommen von monatlich 968,33 â�¬ auszugehen,
verbiete sich hingegen von selbst, da ihnen maximal ein Kindergeld i.H.v. monatlich
200,00Â â�¬ zukomme.

Mit Bescheid vom 06.01.2017 setzte die Beklagte zu 1 â�� auch im Namen der
Beklagten zu 2 â�� den monatlichen Beitrag ab dem 01.01.2017 zur KV â��
einschlieÃ�lich ZusatzÂbeitrag â�� i.H.v. 150,73 â�¬ sowie zur PV i.H.v. 25,29 â�¬
fest. Weiter fÃ¼hrte sie aus, die gesetzlich vorgegebene BezugsgrÃ¶Ã�e steige
fÃ¼r das Jahr 2017 gegenÃ¼ber 2016 geringfÃ¼gig an. Gleichzeitig habe die
Bundesregierung die BeitragssÃ¤tze zur sozialen Pflegeversicherung um 0,20
Prozentpunkte angehoben.
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Auch hiergegen legte der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 18.01.2017 Widerspruch ein.

Mit Schreiben vom 24.01.2017 fÃ¼hrte die Beklagte zu 1 weiter aus, der
Finanzbedarf in der GKV kÃ¶nne durch die Zuweisungen aus dem Gesundheitsfond
im laufenden Jahr nicht mehr gedeckt werden, da der allgemeine Beitragssatz i.H.v.
14,6 % nicht ausreiche, um die entsprechenden Finanzmittel aufzubringen. Es
ergebe sich dadurch eine Unterfinanzierung i.H.v. rund 14,4 Milliarden â�¬.
Entsprechend dem bestehenden Finanzbedarf habe der Verwaltungsrat der
Beklagten in seiner Sitzung am 12.12.2015 beschlossen, ab dem 01.01.2016 einen
Zusatzbeitragssatz i.H.v. 1,2 % der beitragspflichtigen Einnahmen des Mitgliedes
monatlich zu erheben. Die SatzungsÃ¤nderung sei vom Bundesversicherungsamt
(BVA) als zustÃ¤ndige AufsichtsbehÃ¶rde geprÃ¼ft und am 21.12.2015 genehmigt
worden.

Der KlÃ¤ger reagierte darauf mit Schreiben vom 13.02.2017 und fÃ¼hrte aus, die
AusfÃ¼hrungen der Beklagten zu 1 zur Berechtigung fÃ¼r den kassenindividuellen
Zusatzbeitrag seien nicht ansatzweise nachvollziehbar und begrÃ¼ndet. Er forderte
erneut die Offenlegung der gesamten Kalkulationsgrundlagen.

Mit Schreiben aus â��MÃ¤rz 2017â�� teilte die Beklagte zu 1 dem KlÃ¤ger seinen
monatlichen Beitrag ab dem 01.04.2017 zur KV i.H.v. 153,71 â�¬ sowie zur PV i.H.v.
25,29 â�¬ (insgesamt 179,00 â�¬) mit. Es habe sich eine leichte Anhebung des
Beitrages um 0,3 Prozentpunkte auf insgesamt 15,5 % bzw. 16,1 %, jeweils
einschlieÃ�lich eines Zusatzbeitrages i.H.v. 1,5 % ergeben. Auf Seite 2 des
Schreibens fÃ¼hrte die Beklagte zu 1 erneut aus: â��FÃ¼r Fragen zum attraktiven
Leistungs- und Serviceangebot der KKH, aber auch zu Ihrem
SonderkÃ¼ndigungsrecht bezÃ¼glich Ihrer Mitgliedschaft â�� Details finden Sie auf
dem beiliegende Informationsblatt â�� stehen wir Ihnen rund um die Uhr unter der
kostenfreien Hotline (..) zur VerfÃ¼gung.â�� DarÃ¼ber hinaus enthielten Seite 3
und 4 des Bescheids weitere Informationen, u.a. zur Erhebung des
Zusatzbeitragssatzes. So erfolgten hierin u.a. die Benennung des durchschnittlichen
Zusatzbeitragssatzes im Jahr 2017 von 1,1 %, der Hinweis auf ein bestehendes
SonderkÃ¼ndigungsrecht zum 30.04.2017 sowie ein Hinweis auf eine Ã�bersicht
Ã¼ber die ZusatzbeitrÃ¤ge aller Krankenkassen unter www.gkv-zusatzbeitraege.de.

Gegen das Schreiben aus MÃ¤rz 2017 legte der KlÃ¤ger am 24.04.2017 ebenfalls
Widerspruch ein.

Mit Schreiben vom 18.10.2017 erlÃ¤uterte die Beklagte zu 1 dem KlÃ¤ger erneut
die vom Gesetzgeber vorgegebene Mindestbemessung und deren Auswirkungen
fÃ¼r freiwillig Versicherte. Die BezugsgrÃ¶Ã�e fÃ¼r das Jahr 2016 betrage 2.905
â�¬ und 2017 2.975 â�¬. Hieraus ergÃ¤ben sich beitragspflichtige Einnahmen
i.H.v. 968,33 â�¬ in 2016 bzw. 991,67Â â�¬ in 2017. Somit ergebe sich fÃ¼r den
KlÃ¤ger ab dem 01.01.2016 ein Beitrag zur KV i.H.v. 135,57 â�¬, ein Zusatzbeitrag
i.H.v. 11,62Â â�¬ sowie ein Beitrag zur PV i.H.v. 22,76 â�¬. Ab dem 01.01.2017
liege der Beitrag zur KV bei 138,83Â â�¬, der Zusatzbeitrag bei 11,90 â�¬ sowie
der Beitrag zur PV bei 25,29 â�¬. Ab dem 01.04.2017 ergebe sich fÃ¼r den KlÃ¤ger
ein KV-Beitrag i.H.v. 138,83 â�¬, ein Zusatzbeitrag i.H.v. 14,88 â�¬ sowie ein
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Beitrag zur PV i.H.v. 25,29 â�¬.

Die Widerspruchsstelle der Beklagten wies den Widerspruch mit WiderspruchsÂ-
bescheid vom 03.11.2017 hinsichtlich des kassenindividuellen Zusatzbeitrags ab
01.01.2016 und 01.04.2017 sowie der Ã�nderung der Beitragsbemessung durch
gesetzliche Anpassung der monatlichen BezugsgrÃ¶Ã�e und ErhÃ¶hung des
Pflegeversicherungsbeitrages ab dem 01.01.2017 zurÃ¼ck. Die Beklagte zu 1
erhebe gemÃ¤Ã� Â§ 21 ihrer Satzung seit dem 01.01.2016 einen Zusatzbeitrag von
1,2Â %, gÃ¼ltig bis 31.03.2017 und seit dem 01.04.2017 einen Zusatzbeitrag i.H.v.
1,5 % der beitragspflichtigen Einnahmen. Seit 2015 sei das Beitragssystem der GKV
neu geregelt. FÃ¼r alle Kassen gelte ein allgemeiner, staatlich festgelegter
Beitragssatz von 14,6 %. Hinzu komme ein Zusatzbeitrag, Ã¼ber den die Kassen
die steigenden Kosten in der GKV finanzieren mÃ¼ssten. Angesichts der fÃ¼r 2016
prognostizierten Kostenentwicklung habe das BMG â�� auf Grundlage des
Vorschlags des offiziellen SchÃ¤tzerkreises beim BVA â�� den durchschnittlichen
Zusatzbeitrag fÃ¼r das Jahr 2016 auf 1,1 % erhÃ¶ht. Nach der bereits erwÃ¤hnten
Sitzung des Verwaltungsrates der Beklagten vom 12.12.2015, in welcher der
monatliche Zusatzbeitragssatz i.H.v. 1,2 % der beitragspflichtigen Einnahmen des
Mitgliedes ab dem 01.01.2016 beschlossen worden sei, sei eine weitere Sitzung am
17.03.2017 erfolgt, in welcher beschlossen worden sei, den Zusatzbeitrag ab dem
01.04.2017 um 0,3 % von 1,2 % auf 1,5 % anzuheben. Diese SatzungsÃ¤nderungen
seien vom BVA als zustÃ¤ndige AufsichtsbehÃ¶rde der Beklagten geprÃ¼ft und
genehmigt worden. Die PrÃ¼fung, ob die Voraussetzung fÃ¼r die Erhebungen des
Zusatzbeitrages im Sinne eines Finanzbedarfs vorgelegen habe, obliege dabei allein
der fÃ¼r die Beklagten zustÃ¤ndigen AufsichtsbehÃ¶rde, die die vom
Verwaltungsrat beschlossene SatzungsÃ¤nderung zu genehmigen habe. Daraus
ergebe sich im Umkehrschluss, dass der Haushaltsplan nicht zwangslÃ¤ufig jedem
Versicherten vorzulegen sei. Die Versicherten kÃ¶nnten lediglich die zuletzt
erstellten Jahresberichte einsehen. Eine rechtliche Ã�berprÃ¼fung der Haushalts-
und WirtschaftsfÃ¼hrung der Krankenkasse bleibe den Versicherten im Rahmen der
Anfechtung eines Beitragsbescheides jedoch verwehrt. So hÃ¤tten Versicherte,
welche wegen der Erhebung eines Zusatzbeitrages die ordnungsgemÃ¤Ã�e
Haushalts- und WirtschaftsfÃ¼hrung ihrer Krankenkasse anzweifelten, weiterhin
ausschlieÃ�lich die Wahl, entweder den Satzungsbeschluss hinzunehmen oder die
Krankenkasse zu wechseln. Gerade in der AusÃ¼bung des KÃ¼ndigungsrechts nach
Â§ 175 Abs. 4 Satz 5 SGB V liege das wesentliche wettbewerbssteuernde Element
des Zusatzbeitrages, mit dem nach der gesetzlichen Konzeption die
unwirtschaftliche Haushalts- und WirtschaftsfÃ¼hrung einer Krankenkasse mit
Sanktionen zu belegen sei. Der vom Gesetzgeber festgelegte Beitragssatz zur
sozialen PV fÃ¼r beitragspflichtige Kinder betrage bis zum 31.12.2016 2,35 % und
ab dem 01.10.2017 2,55 % der beitragspflichtigen Einnahmen.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 05.12.2017 Klage beim Sozialgericht Stuttgart (SG)
erhoben (S 19 KR 6719/17).

Mit Bescheid vom 11.01.2018 hat die Beklagte zu 1 â�� auch im Namen der
Beklagten zu 2 â�� den Beitrag des KlÃ¤gers zur KV einschlieÃ�lich Zusatzbeitrag
i.H.v. 157,33 â�¬ und zur PV i.H.v. 25,88 â�¬ fÃ¼r die Zeit ab dem 01.01.2018

                             5 / 20

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/175.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%2019%20KR%206719/17


 

festgesetzt. Den hiergegen erhobenen Widerspruch hat die Widerspruchsstelle der
Beklagten mit Widerspruchsbescheid vom 08.08.2018 zurÃ¼ckgewiesen. Die
hiergegen unter dem Aktenzeichen S 19 KR 4758/18 beim SG eingelegte Klage hat
das SG mit Beschluss vom 20.10.2020 â�� im Hinblick auf den Ausgang des
hiesigen Verfahrens â�� ruhend gestellt.

Zur BegrÃ¼ndung der Klage hat der KlÃ¤ger ausgefÃ¼hrt, in dem Schreiben der
Beklagten zu 1 aus Dezember 2015 befinde sich eine unklare, nicht offengelegte,
versteckte BeitragsÂerhÃ¶hung, Ã¼ber die die Beklagten hÃ¤tte aufklÃ¤ren und
zusÃ¤tzlich auf das gesetzliche SonderkÃ¼ndigungsrecht hinweisen mÃ¼ssen.
Auch in dem Schreiben vom 24.06.2016 habe die Beklagte zu 1 falsche Angaben bei
der BegrÃ¼ndung der Erhebung des Zusatzbeitrages getÃ¤tigt, indem sie auf die
krankenkassenspezifische BerechnungsmÃ¶glichkeit als solche nicht hingewiesen
und zudem auf die nicht bekannt gegebene, konkrete Berechnung gÃ¤nzlich
verzichtet habe. Einen Hinweis zur KÃ¼ndigung infolge der ErhÃ¶hung sei nicht
gegeben worden, eine Belehrung fehle gÃ¤nzlich. Erstmals mit Schreiben vom
24.01.2017 sei der kassenindividuelle Zusatzbeitrag ausgewiesen worden, dies
jedoch ohne vollstÃ¤ndige und klÃ¤rende Auskunft oder fallrichtige Berechnung. Ein
Hinweis auf die bestehende KÃ¼ndigungsmÃ¶glichkeit bei BeitragserhÃ¶hung habe
abermals nicht stattgefunden. Weiterhin habe die Beklagte zu 1 erstmals in ihrem
Schreiben vom 18.10.2017 personen- und beitragspositionsbezogen eine Ã�bersicht
Ã¼ber die erhobenen und eingezogenen GesamtbetrÃ¤ge abgegeben. Allen
BeitragserhÃ¶hungsmitteilungen sei gemein, dass die Beklagten ihn immer erst in
dem Monat der BeitragserhÃ¶hung informiert und fÃ¼r diesen Monat dann im
darauffolgenden Monat nachtrÃ¤glich und widerrechtlich die erhÃ¶hten BeitrÃ¤ge
eingezogen habe. Seiner Meinung nach hÃ¤tte die Abbuchung der BeitrÃ¤ge jedoch
erst nach Ablauf des Erhebungsmonates (jeweils der 1. eines jeden Monats)
erfolgen dÃ¼rfen. Somit hÃ¤tten die Beklagten in den jeweiligen Bescheiden gegen
ihre gesetzliche Verpflichtung zur Information, wie und aufgrund welcher Tatsachen
sich die BeitrÃ¤ge erhÃ¶hten und wie sich diese ErhÃ¶hung mit welcher
Berechtigung konkret bei der BeitragserhÃ¶hung des
Krankenkassengrundbeitrages, des Zusatzbeitrages und des Pflegekassenbeitrages
zusammensetze, verstoÃ�en. Nach Aufforderung hÃ¤tten die Beklagten zumindest
die Ã�berlassung der zur Erhebung herangezogenen Kalkulationen der jeweiligen
individuellen Krankenkasse und Einzelpositionen ermÃ¶glichen mÃ¼ssen. Dies
gelte auch fÃ¼r die Meldungen und Eckdaten an den zur Feststellung des
Finanzbedarfs der Krankenkasse mitgeteilten tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nde und
Prognosen an den Verwaltungsrat und die dem BVA gemeldeten Werte. Dies sei
vorliegend nicht erfolgt. Nur so sei die MÃ¶glichkeit zur NachprÃ¼fung der richtigen
Berechnung und der Berechtigung der ErhÃ¶hung im konkreten Fall fÃ¼r das
Mitglied mÃ¶glich. Somit stehe ihm ein vollstÃ¤ndiges Auskunfts- und
Belegeinsichtsnahmerecht, insbesondere bei einÂkommensÂbezogenen
Beitragserhebungen, zu. Zudem liege auch ein GrundrechtsverstoÃ� durch
Ungleichbehandlung in den BeitragserÂhebungen bezÃ¼glich des Grund- wie auch
des ZusatzÂbeitrages fÃ¼r ein freiwillig versichertes, einkommensfreies,
schulpflichtiges Schulkind ohne VermÃ¶gen vor. Bei anderen Kassenmitgliedern,
welche Ã¼ber Einkommen Ã¼ber dem monatlichen Beitrag der
Mindestbemessungsgrenze verfÃ¼gten, werde ein solcher Zusatzbeitrag nicht
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eingezogen. So habe der Gesetzgeber den Fall von Kindern von einem privat
versicherten Elternteil und freiwillig versicherten Mitgliedern, bei denen immer ein
monatlicher fiktiver HÃ¶chstbetrag angenommen werde, nicht geregelt. Auch sei
der Einzug der streitgegenstÃ¤ndlichen BeitrÃ¤ge zu frÃ¼h erfolgt, weil diese erst
im darauffolgenden Monat zugegangen und die Monatsfrist somit nicht eingehalten
worden sei. Weiterhin sei entgegen dem Vortrag der Beklagten keine Bezifferung
der BeitrÃ¤ge in Grundbeitrag und kassenindividuellen Zusatzbeitrag aus dem
Widerspruchsbescheid ersichtlich gewesen. Dies sei erstmals im Laufe des
gerichtlichen Verfahrens geschehen. Im Ã�brigen bestreite er, dass die
BeitragssÃ¤tze sowie der 39. und 46. Nachtrag zur Satzung der Beklagten
Ã¶ffentlich einsehbar auf der Homepage der Beklagten gestanden hÃ¤tten. Dies sei
jedoch auch nicht ausreichend, da es an einem entsprechenden Hinweis gemangelt
habe. Zudem hÃ¤tten die Beklagten riesige FinanzÂÃ¼berschÃ¼sse in den
vergangenen Jahren erwirtschaftet, so dass davon auszuÂgehen sei, dass
Ã¼berhaupt kein Finanzbedarf fÃ¼r die Erhebung von kassenÂindividuellen
KassenbeitrÃ¤gen bestanden habe. Er beziehe sich dabei auf einen Artikel von â��n-
tvâ�� vom 21.06.2018, einen Artikel aus dem â��Ã�rzteblattâ�� sowie zwei
Mitteilungen des Bundesministeriums fÃ¼r Gesundheit aus MÃ¤rz 2016. Im
Ã�brigen habe er MerkblÃ¤tter, HinweisblÃ¤tter oder InformationsblÃ¤tter seitens
der Beklagten bezÃ¼glich des SonderkÃ¼ndigungsrechts nie erhalten. Es werde
eine grundlegende Entscheidung Ã¼ber den Bereich WillkÃ¼rlichkeit der
ZusatzgebÃ¼hrenfestsetzung und (tatsÃ¤chlich) notwendigem GKV-BedÃ¼rfnis auf
Seiten der Beklagten sowie einer tatsÃ¤chlichen Berechtigung zur Erhebung der
kassenindividuellen ZusatzbeitrÃ¤ge, sowohl dem Grunde als auch der HÃ¶he nach,
begehrt.

Die Beklagten sind der Klage entgegengetreten und haben zur BegrÃ¼ndung auf
die AusfÃ¼hrungen im Widerspruchsbescheid sowie ihr Schreiben vom 18.10.2017
verwiesen. Weiter haben sie ausgefÃ¼hrt, der 39. Nachtrag zur Satzung bezÃ¼glich
der BeitrÃ¤ge ab dem 01.01.2016 am 29.12.2015 sei auf der Homepage der
Beklagten Ã¶ffentlich bekannt gegeben worden. NÃ¤mliches gelte fÃ¼r den 46.
Nachtrag zur Satzung, welcher am 29.03.2017 auf der Homepage der Beklagten
Ã¶ffentlich bekannt gemacht worden und am 01.04.2017 in Kraft getreten sei. Eine
von dem KlÃ¤ger geforderte Zugrundelegung einer Bemessungsgrundlage
unterhalb der Mindestbemessungsgrundlage des Â§ 240 Abs. 4 Satz 1 SGB V
komme gemÃ¤Ã� Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom 07.11.1991 mit dem
Az. 12 RK 37/90 nicht in Betracht. GemÃ¤Ã� Â§ 23 Abs. 1 Satz 4 Viertes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB IV) seien BeitrÃ¤ge, welche vom Versicherten selbst zu
zahlen seien, zudem spÃ¤testens am 15. des Monats fÃ¤llig, der auf den Monat
folge, fÃ¼r den sie zu entrichten seien. Somit seien die streitgegenstÃ¤ndlichen
BeitrÃ¤ge einschlieÃ�lich der ZusatzbeitrÃ¤ge nicht verfrÃ¼ht eingezogen worden.
Auch liege keine Rechtswidrigkeit der Beitragsbescheide vor, selbst wenn die
Beklagten den KlÃ¤ger nicht oder nicht rechtzeitig auf das bestehende
SonderkÃ¼ndigungsrecht hingewiesen hÃ¤tten. Die einzig daraus resultierende
Rechtsfolge sei eine RÃ¼ckwirkung einer gegebenenfalls erfolgten KÃ¼ndigung im
Sinne des Â§ 175 Abs. 4 Satz 7 SGB V und nicht etwa die Befreiung von der
Zahlungspflicht des Zusatzbeitrages. Der KlÃ¤ger habe von seinem
SonderkÃ¼ndigungsrecht â�� trotz Kenntnis dieser MÃ¶glichkeit â�� keinen
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Gebrauch gemacht. Im Ã�brigen bestehe ein SonderkÃ¼ndigungsrecht lediglich bei
erstmaliger Erhebung und bei ErhÃ¶hung des Zusatzbeitrages. Insoweit habe
lediglich in den Bescheiden von Dezember 2014 sowie von MÃ¤rz 2017 auf das
bestehende SonderkÃ¼ndigungsrecht hingewiesen werden mÃ¼ssen. Dies hÃ¤tten
sie getan. Eine Befreiung vom Zusatzbeitrag gelte nur fÃ¼r diejenigen Versicherten,
fÃ¼r die aus gesetzlichen GrÃ¼nden eine vorÃ¼bergehende oder generelle
Beitragsfreiheit festgestellt worden sei. Ein vom KlÃ¤ger vorgetragener
GrundrechtsverstoÃ� durch Ungleichbehandlung liege demnach nicht vor. Die
Beklagten haben dem Gericht zudem ihre Satzung in der Fassung vom 01.07.2009,
zuletzt geÃ¤ndert durch den Nachtrag vom 07.03.2014, vorgelegt.

Das SG hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 08.07.2020 abgewiesen. Es sah die
Beitragserhebung fÃ¼r die Jahre 2016 und 2017 insgesamt als angefochten an. Die
Bescheide der Beklagten aus Dezember 2015, vom 06.01.2017 sowie aus MÃ¤rz
2017 in Gestalt des WiderÂspruchbescheides vom 03.11.2017 seien rechtmÃ¤Ã�ig
und verletzten den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Bei den genannten Bescheiden
handele es sich um Verwaltungsakte. Diese seien nicht formell rechtswidrig. Dies
werde weder durch die fehlende Unterschrift noch die fehlende
Rechtsbehelfsbelehrung begrÃ¼ndet. Auch die gemÃ¤Ã� Â§ 35 Zehntes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB X) erforderliche BegrÃ¼ndung sei im Widerspruchs- und
GerichtsÂverfahren nachgeholt worden. Die Bescheide seien auch materiell
rechtmÃ¤Ã�ig. Die Beklagten hÃ¤tten zutreffend ab dem 01.01.2016 bis zum
31.12.2017 den Mindestbeitrag fÃ¼r die freiwillige KV und PV des KlÃ¤gers
festgesetzt. Die Bescheide seien hinreichend bestimmt, obwohl sie sich an den
minderjÃ¤hrigen KlÃ¤ger anstatt den gesetzlichen Vertreter richteten, da BeitragsÂ-
bescheide die Versicherten, auf die sie sich bezÃ¶gen, mit Namen nennen oder so
genau bezeichnen mÃ¼ssten, dass diese eindeutig bestimmt werden kÃ¶nnten.
Zudem sei der Widerspruchsbescheid an die gesetzliche Vertreterin des KlÃ¤gers
gerichtet gewesen. Da sich aus den Bescheiden aus Dezember 2015, vom
06.01.2017 sowie aus MÃ¤rz 2017 die konkrete Summe der Beitragszahlungen fÃ¼r
die KV und PV ergebe, seien diese auch inhaltlich hinreichend bestimmt.
Rechtsgrundlage zur Erhebung der BeitrÃ¤ge zur KV und PV fÃ¼r freiwillige
Mitglieder â�� wie den KlÃ¤ger â�� sei Â§Â 240 Abs. 1 Satz 1 SGB V (i.d.F. vom
21.07.2014) und Â§ 57 Abs. 4 Satz 1 Elftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI, i.d.F.
vom 16.07.2015 sowie vom 18.07.2016). Danach gelte als beitragspflichtige
Einnahme fÃ¼r den Kalendertag mindestens der 90. Teil der monatlichen
BezugsgrÃ¶Ã�e. Als Ausnahmeregelung zu Â§Â 240 Abs. 1 Satz 2 SGB V, der zur
BerÃ¼cksichtigung der gesamten wirtschaftlichen LeistungsfÃ¤higkeit des
freiwilligen Mitglieds verpflichte, lege der Gesetzgeber in Â§ 240 Abs. 4 Satz 1
SGBÂ V eine (absolute) Untergrenze beitragspflichtiger Einnahmen fest, die nicht
unterschritten werden dÃ¼rfe. Â§ 3 Abs. 3 BeitragsverfahrensgrundsÃ¤tze
Selbstzahler enthalte die gleichlautende Regelung. Die Beklagte zu 1 habe den
Beitragsberechnungen des KlÃ¤gers mangels Einnahmen die beitragspflichtigen
Mindesteinnahmen i.H.v. einem Drittel der BezugsgrÃ¶Ã�e zu Grunde gelegt. Die
von der Beklagten zu 1 zugrunde gelegten monatlichen EinÂnahmen von 968,33
â�¬ im Jahr 2016 und 991,67Â â�¬ im Jahr 2017 entsprÃ¤chen dem 90. Teil der
BezugsgrÃ¶Ã�e mal 30 Kalendertage. Die in den einzelnen Jahren jeweils geltenden
monatÂlichen BezugsgrÃ¶Ã�en betrÃ¼gen 2.905 â�¬ (Â§ 2 Abs.Â 1
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Sozialversicherungs-RechengrÃ¶Ã�enÂverorÂdnung 2016) im Jahr 2016 sowie 2.975
â�¬ im Jahr 2017 (Â§ 2 Abs. 1 Sozialversicherungs-RechengrÃ¶Ã�enverordnung
2017). Der allgemeine Beitragssatz zur GKV liege seit dem 01.01.2015 gemÃ¤Ã� Â§
241 SGB V bei 14,6Â % der beitragspflichtigen Einnahmen der Mitglieder. Der
Beitragssatz zur PV betrage gemÃ¤Ã� Â§Â 55 Abs. 1 Satz 1 SGB XI 2,35 % vom
01.01.2016 bis zum 31.12.2016 der beitragsÂpflichtigen Einnahmen der Mitglieder
und 2,55Â % vom 01.01.2017 bis zum 31.12.2017. Inwiefern diese BeitragssÃ¤tze
nicht rechtmÃ¤Ã�ig bzw. verfassungswidrig sein sollten, werde weder konkret
vorgetragen und sei auch sonst nicht ersichtlich. Hiervon sei auch nicht deshalb
abzuweichen, weil der KlÃ¤ger als minderjÃ¤hriges Kind seit seiner Geburt auÃ�er
dem Kindergeld Ã¼ber keine EinkÃ¼nfte verfÃ¼ge, da freiwillig versicherte
Mitglieder in der GKV jedenfalls den Mindestbeitrag zu zahlen hÃ¤tten, unabhÃ¤ngig
von der HÃ¶he ihrer Einnahmen und ihrer wirtschaftlichen LeistungsfÃ¤higkeit. Von
dieser Regelung gebe es keine Ausnahme. Durch die Fiktion eines
beitragspflichtigen Mindesteinkommens solle ein vertretÂbarer Ausgleich von
Leistung und Gegenleistung bei freiwilligen Mitgliedern erreicht und verÂhindert
werden, dass diese sich zu unangemessen niedrigen BeitrÃ¤gen versichern
kÃ¶nnten. Im Hinblick auf ihre geringere SchutzbedÃ¼rftigkeit im Vergleich zu
Pflichtversicherten werde ihnen ein adÃ¤quater Beitrag auch dann abverlangt, wenn
sie nur ein geringes oder Ã¼berhaupt kein Einkommen hÃ¤tten. Eine
Unterschreitung der Mindesteinnahmengrenze kÃ¶nne deshalb weder damit
gerechtfertigt werden, dass nach Â§ 240 Abs.Â 1 Satz 2 SGB V die
Beitragsbelastung der wirtschaftlichen LeistungsfÃ¤higkeit des freiwilligen Mitglieds
entsprechen solle, noch damit, dass nach Â§ 240 Abs. 2 Satz 1 SGB V mindestens
diejenigen Einnahmen zu berÃ¼cksichtigen seien, die bei einem vergleichbaren
versicherungspflichtig BeschÃ¤ftigten der BeitragsbeÂmessung zugrunde zu legen
wÃ¤ren. Die gesetzliche Regelung, nach der der Mindestbeitrag bei freiwillig
Versicherten auch dann nicht unterschritten werden dÃ¼rfe, wenn diese nur ein
geringes oder Ã¼berhaupt kein Einkommen hÃ¤tten, sei mit dem Grundgesetz (GG)
vereinbar. Gleiches gelte fÃ¼r die Erhebung der BeitrÃ¤ge zur PV. Die Vorschrift
des Â§ 57 Abs. 4 Satz 1 SGB XI verweise auf die Beitragsbemessung gemÃ¤Ã� Â§
240 SGB V. Weiterhin seien im vorliegenden Fall die Voraussetzungen fÃ¼r die
Erhebung des Zusatzbeitrages i.H.v. 1,2 % ab dem 01.01.2016 bis zum 31.12.2017
sowie i.H.v. 1,5 % ab dem 01.04.2017 bis zum 31.12.2017 erfÃ¼llt.
Rechtsgrundlage fÃ¼r die Erhebung des kassenindividuellen Zusatzbeitrages der
Beklagten zu 1 sei Â§ 242 Abs. 1 Satz 1 SGB V in der hier anzuwendenden Fassung
vom 21.07.2014 i.V.m. der Satzung der Beklagten in der ab dem 01.07.2009
geltenden Fassung i.V.m. dem 39. und dem 46. Nachtrag zur Satzung in der ab dem
01.07.2009 geltenden Fassung. Grundlage der Erhebung des Zusatzbeitrages sei Â§
21 der Satzung der Beklagten in der ab 01.07.2009 geltenden Fassung. Materiell-
rechtlich sei Â§ 21 der Satzung der Beklagten ebenfalls nicht rechtswidrig, soweit
die Regelung den kassenindividuellen Zusatzbeitrag auf 1,2Â % ab dem 01.01.2016
sowie auf 1,5 % ab dem 01.04.2017 festgelegt habe. Das Gericht kÃ¶nne bei den
Prognoseentscheidungen der Beklagten zu 1 fÃ¼r die Jahre 2016 und 2017 keine
AuffÃ¤lligkeiten erkennen. Die GeschÃ¤ftsberichte fÃ¼r die Jahre 2016 und 2017
gÃ¤ben nicht den geringsten Hinweis, dass die Beklagte zu 1 bei ihrer Prognose (im
Jahre 2015 fÃ¼r das Jahr 2016 sowie im Jahr 2016 fÃ¼r 2017) willkÃ¼rlich oder
auch nur fehlerhaft gehandelt hÃ¤tte. So ergebe sich aus dem Jahresbericht 2016,
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dass im Bereich der Einnahmen eine VerÃ¤nderung von -59,1 % je Versicherten im
Vergleich zum Jahr 2015 vorliege. Weiterhin zeige sich ein erheblicher Zuwachs bei
den Leistungsausgaben i.H.v. 4,3 % im Vergleich zum Vorjahr 2015, d.h. pro
Mitglied von 3.003,09 â�¬ je Versicherten. Diese Ausgaben seien gesetzlich ganz
weitgehend vorgegeben und von der Beklagten zu 1 kaum zu steuern. Der
Zusatzbeitrag betrage hingegen nur 223,14 â�¬ je Versicherten. Daraus folge im
Jahr 2016 eine Unterdeckung i.H.v. 32.255.880,18 â�¬ bei der Beklagten zu 1. Im
Jahresbericht 2017 ergebe sich zwar ein Ã�berschuss i.H.v. 39.870.628,80 â�¬,
allerdings mÃ¼sse dabei berÃ¼cksichtigt werden, dass dieser Ã�berschuss auch
auf dem Zusatzbeitrag beruhe. So habe die Beklagte zu 1 im Vergleich zum Jahr
2016 im Jahr 2017 einen Ã�berschuss i.H.v. 21,9 % hinsichtlich der Mittel aus dem
Zusatzbeitrag erreicht. Nach dem negativen Ergebnis des Jahresberichts 2016 sei es
fÃ¼r das Gericht nachvollziehbar, dass die Prognoseentscheidung der Beklagten zu
1 fÃ¼r das Jahr 2017 ebenfalls negativ ausgefallen sei und diese an dem
Zusatzbeitrag i.H.v. 1,2 % bzw. 1,5 % festgehalten habe. Ein Ermessen habe der
Beklagten zu 1 hinsichtlich der Erhebung des Zusatzbeitrages auch nicht
zugestanden. Es handele sich bei Â§ 242 Abs. 1 Satz 1 SGB V um eine gebundene
Entscheidung. Weiterhin gebe es auch keine rechtliche Grundlage fÃ¼r eine
rÃ¼ckwirkende Aufhebung des Zusatzbeitrages. Vielmehr sei die Krankenkasse
gehalten, bei einem deutlichen Ã�berschuss zu prÃ¼fen, ob nicht ggf. eine
Abschaffung des Zusatzbeitrages in Betracht komme. Entgegen der Ansicht des
KlÃ¤gers sei die Beklagte zu 1 nach Â§ 242 Abs. 1 Satz 2 SGBÂ V auch dann zur
Erhebung eines monatlichen Zusatzbeitrages berechtigt, wenn der Versicherte
unstreitig Ã¼ber keinerlei Einkommen verfÃ¼ge. Ein HÃ¤rtefall nach Â§ 242 Abs. 3
SGB V habe ebenfalls nicht vorgelegen. Sein SonderkÃ¼ndigungsrecht zu Ende
Januar 2016 sowie zu Ende April 2017 habe der KlÃ¤ger nicht ausgeÃ¼bt. Aus
seiner verspÃ¤teten Kenntnis von seinem SonderkÃ¼ndigungsrecht ergebe sich
nicht die Rechtswidrigkeit der Bescheide aus Dezember 2015 und MÃ¤rz 2017. Dies
habe der Gesetzgeber nur bis zum 31.12.2014 in dem damaligen Â§Â 175 Abs. 4
SatzÂ 7 SGB V vorgesehen. Eine Verschiebung der BeitragserhÃ¶hung sei nun nicht
mehr vorgesehen. Bei dieser Rechtslage und Gesetzeshistorie bestÃ¼nden keine
ernsthaften Zweifel daran, dass die Nichteinhaltung der Informationspflichten
sozialversicherungsrechtlich nur die Fiktion des rechtzeitig geltend gemachten
SonderkÃ¼ndigungsrechts, jedoch nicht die Folge habe, dass die Krankenkasse
gehindert wÃ¤re, den erhÃ¶hten Zusatzbeitrag zu erheben. Mangels AusÃ¼bung
der SonderkÃ¼ndigungsrechte des KlÃ¤gers kÃ¶nne diese Fiktion vorliegend jedoch
nicht eintreten. Die ZusatzbeitrÃ¤ge seien auch jeweils fÃ¤llig geworden. Auf den
Zeitpunkt der Bekanntgabe komme es dabei entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers
nicht an. Der Zusatzbeitrag fÃ¼r freiwillig minderjÃ¤hrig Versicherte ohne eigenes
Einkommen verstoÃ�e auch nicht gegen den Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG,
auch nicht vor dem Hintergrund, dass er nicht von allen Krankenkassen erhoben
werde. Eine Ungleichbehandlung im Sinne von Art. 3 Abs. 1 GG liege nur vor, wenn
die VergleichsfÃ¤lle der gleichen Stelle zuzurechnen seien. Daran fehle es, wenn die
Sachverhalte von verschiedenen TrÃ¤gern Ã¶ffentlicher Gewalt gestaltet wÃ¼rden.
Der Gleichheitssatz binde jeden TrÃ¤ger Ã¶ffentlicher Gewalt allein in seinem
konkreten ZustÃ¤ndigkeitsbereich. Solange die Beklagte von allen ihren Mitgliedern
den Zusatzbeitrag erhebe, komme ein VerstoÃ� gegen den Gleichheitssatz nicht in
Betracht. AuÃ�erhalb der gesetzlichen Ausnahmen sei weder vorgetragen noch

                            10 / 20

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/242.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/242.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/242.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/242.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/175.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/175.html
https://dejure.org/gesetze/GG/3.html
https://dejure.org/gesetze/GG/3.html


 

sonst ersichtlich, dass die Beklagte zu 1 weitere Mitglieder von der Zahlung des
Zusatzbeitrages befreie.

Gegen den seinem ProzessbevollmÃ¤chtigten am 21.07.2020 zugestellten
Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger am 20.08.2020 Berufung beim
Landessozialgericht (LSG) Baden-WÃ¼rttemberg eingelegt und klargestellt, er
wende sich im vorliegenden Verfahren nur gegen die Erhebung der ZusatzbeitrÃ¤ge
zur KV und PV im Zeitraum vom 01.01.2016 bis 31.12.2017. Das SG habe nicht
darÃ¼ber entschieden, in welchem Umfang die Erhebung eines Zusatzbeitrages der
gerichtlichen Ã�berprÃ¼fung unterliege. Die angegriffenen Bescheide lieÃ�en
allesamt nicht erkennen, ob und in welcher HÃ¶he ZusatzbeitrÃ¤ge erhoben
wÃ¼rden, wie sich diese zusammensetzten, auf welcher Grundlage der
Entscheidungsfindung und der herangezogenen Kriterien diese ganz konkret und
fallbezogen bei der Beklagten erfolgten und welche konkreten kassenindividuellen
UmstÃ¤nde in die Prognoseentscheidung bei der Beklagten mit eingeflossen seien,
die ja jeweils Ã¼ber dem vom Bundesministerium fÃ¼r Gesundheit
bekanntgegebenen durchschnittlichen Zusatzbeitragswert gelegen hÃ¤tten und die
auf der Auswertung der Ergebnisse eines SchÃ¤tzerkreises (Bundesamt fÃ¼r
Soziale Sicherung, Spitzenverband Bund der Krankenkassen und BMG) beruhten.
Der KlÃ¤ger hat in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem Senat am 27.06.2023
klargestellt, dass lediglich die Erhebung des kassenindividuellen Zusatzbeitrags zur
Krankenversicherung durch die Beklagte zu 1 angegriffen wird.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Stuttgart vom 08.07.2020 und die
Bescheide der Beklagten aus Dezember 2015, vom 06.01.2017 sowie aus MÃ¤rz
2017 in Gestalt des Widerspruchbescheids vom 03.11.2017 bezÃ¼glich der
Erhebung des kassenindividuellen Zusatzbeitrags zur Krankenversicherung fÃ¼r
den Zeitraum 01.01.2016 bis 31.12.2017 aufzuheben.

Die Beklagten beantragen,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung haben sie auf den angegriffenen Gerichtsbescheid verwiesen.
Zudem haben sie dem Senat die fÃ¼r die Zeit vom 01.01.2016 bis 31.12.2017
geltenden Satzungen sowie die Jahresberichte fÃ¼r die Jahre 2015 bis 2017
vorgelegt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakten beider Instanzen sowie die beigezogene Verwaltungsakte der
Beklagten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

I. Die gemÃ¤Ã� Â§ 144 Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthafte und gemÃ¤Ã� Â§ 151
Abs. 1 SGG form- und fristgerecht eingelegte Berufung des KlÃ¤gers ist auch im
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Ã�brigen zulÃ¤ssig. Sie bedurfte insbesondere nicht der Zulassung, da der KlÃ¤ger
die Nichterhebung des Zusatzbeitrages zur gesetzlichen Krankenversicherung im
Zeitraum vom 01.01.2016 bis 31.12.2017 und damit fÃ¼r einen Zeitraum von mehr
als einem Jahr begehrt.

II. Streitgegenstand des Verfahrens sind die Bescheide der Beklagten aus
â��Dezember 2015â��, vom 06.01.2017 sowie aus â��MÃ¤rz 2017â�� in Gestalt
des Widerspruchbescheids vom 03.11.2017, mit welchen diese den Beitrag des
KlÃ¤gers zur freiwilligen KV, den Zusatzbeitrag zur KV sowie den Beitrag zur PV ab
dem 01.01.2016 festgesetzt haben. Der KlÃ¤ger hat den vom Gericht zu
Ã¼berprÃ¼fenden Zeitraum durch seinen klaren Klageantrag â�� im Rahmen
seiner Dispositionsbefugnis â�� auf den Zeitraum bis zum 31.12.2017 beschrÃ¤nkt
(vgl. hierzu BSG 08.10.2019, B 12 KR 22/19 R, juris Rn. 12; BSG 17.11.2005, B 
11a/11 AL 57/04 R, juris Rn. 22; LSG Baden-WÃ¼rttemberg 23.04.2020, L 7 AS
1145/19, juris Rn. 44). StreitgegenstÃ¤ndlich ist im Zeitraum vom 01.10.2016 bis
31.12.2017 lediglich die Erhebung des Zusatzbeitrages durch die Beklagte zu 1.
Dies allein greift der anwaltlich vertretene KlÃ¤ger ausweislich seiner Klarstellung in
der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem Senat am 27.06.2023 an (vgl.
demgegenÃ¼ber die noch widersprÃ¼chliche Berufungsschrift vom 20.08.2020, mit
der einerseits die Aufhebung der streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide â��bezÃ¼glich
der Erhebung kassenindividuellen Zusatzbeitrags zur Kranken- und
Pflegeversicherungâ�� begehrt, andererseits die durch die Beklagte zu 1 erhobenen
â��ZusatzbeitrÃ¤ge zur Krankenversicherungâ�� moniert wurden) mit seiner
Berufung an. Daher ist eine Entscheidung der Pflegekasse der Beklagten zu 1 durch
den Senat nicht (mehr) zu Ã¼berprÃ¼fen.

III. Die Berufung ist nicht begrÃ¼ndet. Das SG hat die Klage zu Recht als
unbegrÃ¼ndet abgewiesen. Die Bescheide der Beklagten zu 1 aus â��Dezember
2015â��, vom 06.01.2017 sowie aus â��MÃ¤rz 2017â�� in Gestalt des
Widerspruchbescheids vom 03.11.2017 sind â�� im Hinblick auf die hier allein zu
prÃ¼fende Erhebung des Zusatzbeitrags â�� rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Mangels angefochtener Entscheidung der
Beklagten zu 2 ist die Klage gegen diese aufgrund fehlender Beschwer bereits
unzulÃ¤ssig.

Die streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide aus â��Dezember 2015â��, vom
06.01.2017 sowie aus â��MÃ¤rz 2017â�� sind zunÃ¤chst formell rechtmÃ¤Ã�ig,
insbesondere steht dem â�� wie das SG zutreffend ausgefÃ¼hrt hat â�� weder die
fehlende Unterschrift und Rechtsbehelfsbelehrung noch die â�� im
Widerspruchsverfahren nachgeholte â�� zunÃ¤chst ggfs. unzureichende
BegrÃ¼ndung in den angefochtenen Verwaltungsakten entgegen. DarÃ¼ber hinaus
sind die personenbezogenen Beitragsbescheide auch hinreichend bestimmt, da sich
ihnen jeweils die konkrete BeitragshÃ¶he sowie der Geltungszeitraum entnehmen
lÃ¤sst (vgl. zur Nichterforderlichkeit der weiteren Darlegung aller
Berechnungselemente BSG 08.12.1999, B 12 KR 18/99 R, BSGE 85, 200-208, juris
Rn. 16 m.w.N.). DiesbezÃ¼glich nimmt der Senat auf die angefochtene
Entscheidung Bezug und sieht von einer weiteren Darstellung der
EntscheidungsgrÃ¼nde ab (Â§ 153 Abs. 2 SGG).
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Der KlÃ¤ger ist gemÃ¤Ã� Â§ 223 Abs. 1 SGB V i.V.m. Â§ 242 Abs. 1 und Â§ 21 der
Satzung der Beklagten vom 01.07.2009 in der Fassung des 39. Nachtrages vom
12.12.2015 bzw. des 46. Nachtrages vom 17.03.2017 auch zur Zahlung des
Zusatzbeitrages i.H.v. 1,2 % ab dem 01.01.2016 bzw. i.H.v. 1,5 % ab dem
01.04.2017 verpflichtet.

1. Rechtsgrundlage fÃ¼r die Erhebung des kassenindividuellen Zusatzbeitrages ist 
Â§ 242 Abs. 1 SatzÂ 1 SGB V in der hier anzuwendenden Fassung des Art. 1 Nr. 18
des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Finanzstruktur und der QualitÃ¤t in der
gesetzlichen Krankenversicherung vom 21.07.2014 (BGBl. I, 1133) i.V.m. Â§ 21 der
Satzung der Beklagten vom 01.07.2009 in der Fassung des 39. Nachtrages vom
12.12.2015 bzw. 46. Nachtrages vom 17.03.2017. Â§ 242 Abs. 1 SGB V bestimmt:
Soweit der Finanzbedarf einer Krankenkasse durch die Zuweisungen aus dem
Gesundheitsfonds nicht gedeckt ist, hat sie in ihrer Satzung zu bestimmen, dass von
ihren Mitgliedern ein einkommensabhÃ¤ngiger Zusatzbeitrag erhoben wird (Satz 1).
Die Krankenkassen haben den einkommensabhÃ¤ngigen Zusatzbeitrag als
Prozentsatz der beitragspflichtigen Einnahmen jedes Mitglieds zu erheben
(kassenindividueller Zusatzbeitragssatz) (Satz 2). Der Zusatzbeitragssatz ist so zu
bemessen, dass die Einnahmen aus dem Zusatzbeitrag zusammen mit den
Zuweisungen aus dem Gesundheitsfonds und den sonstigen Einnahmen die im
Haushaltsjahr voraussichtlich zu leistenden Ausgaben und die vorgeschriebene
HÃ¶he der RÃ¼cklage decken; dabei ist die HÃ¶he der voraussichtlichen
beitragspflichtigen Einnahmen aller Krankenkassen nach Â§ 220 Abs. 2 Satz 2 SGB
V je Mitglied zugrunde zu legen (Satz 3). Ergibt sich wÃ¤hrend des Haushaltsjahres,
dass die Betriebsmittel der Krankenkassen einschlieÃ�lich der ZufÃ¼hrung aus der
RÃ¼cklage zur Deckung der Ausgaben nicht ausreichen, ist der Zusatzbeitragssatz
nach Absatz 1 durch Ã�nderung der Satzung zu erhÃ¶hen (Abs. 2 Satz 1). Muss eine
Krankenkasse kurzfristig ihre LeistungsfÃ¤higkeit erhalten, so hat der Vorstand zu
beschlieÃ�en, dass der Zusatzbeitragssatz bis zur satzungsmÃ¤Ã�igen Neuregelung
erhÃ¶ht wird; der Beschluss bedarf der Genehmigung der AufsichtsbehÃ¶rde (Abs.
2 Satz 2). GemÃ¤Ã� Â§ 194 Abs.Â 1Â Nr. 4 SGB V muss die Satzung der
Krankenkasse Bestimmungen Ã¼ber die Festsetzung des Zusatzbeitrages nach Â§
242 SGB V enthalten.

Nach Â§ 175 Abs. 4 Satz 5 SGB V in der hier anzuwendenden Fassung des Art. 1 Nr.
10 a) bb) des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Finanzstruktur und der QualitÃ¤t
in der gesetzlichen Krankenversicherung vom 21.07.2014 (BGBl. I, 1133) kann â��
wenn die Krankenkasse nach Â§ 242 Abs.Â 1 SGBÂ V erstmals einen Zusatzbeitrag
erhebt oder sie ihren Zusatzbeitragssatz erhÃ¶ht â�� die KÃ¼ndigung der
Mitgliedschaft abweichend von Satz 1 bis zum Ablauf des Monats erklÃ¤rt werden,
fÃ¼r den der Zusatzbeitrag erstmals erhoben wird oder fÃ¼r den der
Zusatzbeitragssatz erhÃ¶ht wird. Die Krankenkasse hat spÃ¤testens einen Monat
vor dem in Satz 5 genannten Zeitpunkt ihre Mitglieder in einem gesonderten
Schreiben auf das KÃ¼ndigungsrecht nach Satz 5, auf die HÃ¶he des
durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes nach Â§ 242a SGB V sowie auf die
Ã�bersicht des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen zu den
ZusatzbeitragssÃ¤tzen der Krankenkassen nach Â§ 242 Abs.Â 5 SGB V hinzuweisen;
Ã¼berschreitet der neu erhobene Zusatzbeitrag oder der erhÃ¶hte
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Zusatzbeitragssatz den durchschnittlichen Zusatzbeitragssatz, so sind die Mitglieder
auf die MÃ¶glichkeit hinzuweisen, in eine gÃ¼nstigere Krankenkasse zu wechseln
(Satz 6). Kommt die Krankenkasse ihrer Hinweispflicht nach Satz 6 gegenÃ¼ber
einem Mitglied verspÃ¤tet nach, gilt eine erfolgte KÃ¼ndigung als in dem Monat
erklÃ¤rt, fÃ¼r den der Zusatzbeitrag erstmalig erhoben wird oder fÃ¼r den der
Zusatzbeitragssatz erhÃ¶ht wird; hiervon ausgenommen sind KÃ¼ndigungen, die
bis zu dem in Satz 5 genannten Zeitpunkt ausgeÃ¼bt worden sind (Satz 7).

Nach der Gesetzessystematik ist die Krankenkasse, deren Finanzbedarf â�� wie
vorliegend â�� durch die Zuweisung aus dem Gesundheitsfonds nicht gedeckt
werden kann, verpflichtet einen Zusatzbeitrag zu erheben, ohne dass ihr Ermessen
eingerÃ¤umt ist (vgl. nur den Wortlaut: â��hat â�¦ zu bestimmenâ��). Die
satzungsmÃ¤Ã�ige Festlegung des Zusatzbeitrags ist daher nicht als Option der
Selbstverwaltung, sondern vielmehr als zwingende Konsequenz bei Eintritt der
gesetzlich vorgegebenen Voraussetzungen zu verstehen (Steege, in: Hauck/Noftz
SGB V 5. EL 2023, Â§ 242 Rn.Â 12; BÃ¶ttiger, in: Krauskopf, Soziale
Krankenversicherung/Pflegeversicherung 117. EL 2022, Â§ 242 Rn. 5; Propp, in:
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, 4. Aufl. 2020, Â§Â 242 Rn. 21). Das hiermit
verbundene SonderkÃ¼ndigungsrecht, das seit EinfÃ¼hrung des Gesundheitsfonds
ab 01.01.2009 bis 31.12.2014 bei Erhebung oder ErhÃ¶hung eines Zusatzbeitrages
und bei Verringerung einer PrÃ¤mienzahlung und nunmehr seit 01.01.2015 bei der
erstmaligen Erhebung eines Zusatzbeitrages und bei ErhÃ¶hung des
Zusatzbeitrages gilt, dient hierbei dazu, Wirtschaftlichkeitsanreize zu verstÃ¤rken
(vgl. BT-Drucks. 13/7264 S.Â 70).

2. Unter Beachtung dieser gesetzlichen Vorgaben ergibt sich fÃ¼r den vorliegenden
Fall Folgendes: Der KlÃ¤ger war im streitigen Zeitraum freiwillig bei der Beklagten
zu 1 gemÃ¤Ã� Â§ 9 SGB V versichert. Er hat insbesondere sein
SonderkÃ¼ndigungsrecht gemÃ¤Ã� Â§ 175 Abs. 4 Satz 5 SGB V nicht ausgeÃ¼bt
(hierzu unter c). Â§ 242 Abs. 1 SGB V ist daher auf den KlÃ¤ger als Mitglied der
Beklagten zu 1 anzuwenden. Nach Â§ 21 der Satzung der Beklagten vom
01.07.2009 in der Fassung des 39. Nachtrages vom 12.12.2015 betrÃ¤gt fÃ¼r
Mitglieder der kassenindividuelle Zusatzbeitrag nach Â§ 242 SGBÂ V ab dem
01.01.2016 1,2 %, ab dem 01.04.2017 nach dem 46. Nachtrages vom 17.03.2017
zur Satzung 1,5 %.

a) Die SatzungsÃ¤nderungen zum 01.01.2016 bzw. 01.04.2017 sind zunÃ¤chst
wirksam zustande gekommen. Die Festlegung des Zusatzbeitrages hat
grundsÃ¤tzlich durch den Verwaltungsrat der Krankenkasse per Satzungsbeschluss,
der der Genehmigung der AufsichtsbehÃ¶rde (BVA) bedarf, zu erfolgen (vgl. Â§ 197
Abs. 1 Nr. 1 sowie Â§ 195 Abs. 1 SGB V; vgl. hierzu auch Steege, in: Hauck/Noftz
SGB V 5. EL 2023, Â§ 242 Rn. 4 und 19/20). Vorliegend hat der Verwaltungsrat der
Beklagten am 12.12.2015 dem 39. Nachtrag sowie am 17.03.2017 dem 46.
Nachtrag zugestimmt und das BVA hat die genannten NachtrÃ¤ge am 21.12.2015
bzw. am 22.03.2017 gemÃ¤Ã� Â§ 195 Abs. 1 SGB V i.V.m. Â§ 90 Abs. 1 SGBÂ IV
genehmigt. Die Satzung der Beklagten in der Fassung des 39. und 46. Nachtrages
enthÃ¤lt auch die nach Â§Â 194 Abs. 1 Nr. 4 SGB V notwendigen Bestimmungen
Ã¼ber die Festsetzung des Zusatzbeitrags nach Â§ 242 SGB V. Die Beklagte zu 1
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durfte hierbei gemÃ¤Ã� Â§ 242 Abs. 1 Satz 2 SGBÂ V den einkommensabhÃ¤ngigen
Zusatzbeitrag als Prozentsatz der beitragspflichtigen Einnahmen des Mitglieds
festsetzen.

FÃ¼r die ZulÃ¤ssigkeit der Erhebung des Zusatzbeitrages bedarf es neben der
wirksamen Satzungsregelung keines weiteren Umsetzungsaktes etwa in Gestalt
eines die Pflicht zur (zusÃ¤tzlichen) Beitragszahlung feststellenden
Verwaltungsaktes. Eine neben der Bekanntmachung der Satzung gesonderte
Hinweispflicht anlÃ¤sslich der erstmaligen Erhebung bzw. ErhÃ¶hung eines
Zusatzbeitrages folgt aus der Regelung zum daraus folgenden
SonderkÃ¼ndigungsrecht; die ZulÃ¤ssigkeit der Erhebung eines neu festgesetzten
Zusatzbeitrages hÃ¤ngt von der ErfÃ¼llung dieser Hinweispflicht jedoch nicht ab
(Propp, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, 4.Â Aufl. 2020, Â§Â 242 Rn. 27, 28).

b) Â§ 21 der Satzung der Beklagten vom 01.07.2009 in der Fassung des 39.
Nachtrages vom 12.12.2015 bzw. in der Fassung des 46. Nachtrages vom
17.03.2017 ist auch nicht rechtswidrig, soweit er den kassenindividuellen
Zusatzbeitrag auf 1,2 % bzw. 1,5 % festgelegt hat. Die Frage, in welchem Umfang
die Erhebung bzw. Anhebung eines Zusatzbeitrages, und insbesondere, ob und in
welchem Umfang der Aspekt der finanziellen Unterdeckung der gerichtlichen
Ã�berprÃ¼fung unterliegt, ist in der Rechtsprechung bislang nicht hinreichend
geklÃ¤rt (offen gelassen in den Senatsurteilen 15.11.2011, L 11 KR 3607/10, juris
und 19.02.2013, L 11 KR 2656/11 n.v.). Den Krankenkassen steht jedenfalls ein
weiter Bewertungsspielraum hinsichtlich der Frage zu, ob ihr Finanzbedarf durch die
Zuweisungen aus dem Gesundheitsfonds gedeckt ist, und erfordert zugleich eine
Prognose fÃ¼r die Zukunft. Der Krankenkasse steht dabei eine gerichtlich nicht zu
Ã¼berprÃ¼fende EinschÃ¤tzungsprÃ¤rogative zu, bei der nur die tatsÃ¤chlichen
Grundlagen der Prognose gerichtlicher Ã�berprÃ¼fung zugÃ¤nglich sind. Bei einer
solchen Prognose durch die Krankenkasse bestehen systembedingt Ungewissheiten,
weil sowohl die Einnahmenseite aufgrund der Ungewissheit der
volkswirtschaftlichen Entwicklung als auch die Ausgabenseite aufgrund neuer
Methoden oder Arzneimittel unerwartete VerÃ¤nderungen aufweisen kÃ¶nnen (LSG
Sachsen-Anhalt 08.11.2011, L 10 KR 33/11 B ER, juris). In AusÃ¼bung ihres Rechts
zur Selbstverwaltung kann die Krankenkasse jede Kombination aus ihr
zugÃ¤nglichen Handlungsoptionen in Betracht ziehen und deren Auswirkungen
gegen diejenigen der Bestimmung eines Zusatzbeitrages abwÃ¤gen
(Gestaltungsspielraum). Dabei kÃ¶nnen die Auswirkungen etwa einer radikalen
Streichung von Satzungsleistungen oder die Reduktion der Verwaltungskosten
durch generellen Personalabbau oder Abbau des Serviceangebotes fÃ¼r die
einzelne Kasse durchaus als so schwerwiegend betrachtet werden, dass ihr die
Bestimmung eines Zusatzbeitrages als vorzugswÃ¼rdig erscheint. Die
Positionierung der Kassen im Wettbewerb steht nach dem Willen des Gesetzgebers
in der Selbstbestimmung der Krankenkasse; eine unmittelbare Verpflichtung zur
Erhebung von ZusatzbeitrÃ¤gen bei Feststellung einer Unterdeckung im Status quo
ist hiermit ebenso wenig vereinbar wie umgekehrt die Verpflichtung zum Ergreifen
sonstiger MaÃ�nahmen vor Erhebung eines Zusatzbeitrages. Den Kassen steht es
demnach frei, sich fÃ¼r umfangreiche Satzungsleistungen sowie hohe QualitÃ¤t
von Leistungen und Service und damit bewusst fÃ¼r eine Unterdeckung infolge des
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resultierenden erhÃ¶hten Finanzbedarfs zu entscheiden. Umgekehrt kann sie im
Falle der Feststellung einer aktuellen Unterdeckung jede rechtlich zulÃ¤ssige Option
zur Verminderung des Finanzbedarfs wÃ¤hlen und so der gesetzlichen Verpflichtung
zur Bestimmung des Zusatzbeitrages entgehen (Propp, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-
SGB V, 4. Aufl. 2020, Â§Â 242 Rn.Â 23 ff.).

Daher kann den Gerichten keine umfassende Kontrollbefugnis in dem Sinne
zukommen, dass die finanzielle Unterdeckung als Voraussetzung der Erhebung des
kassenindividuellen Zusatzbeitrags im Detail nachgeprÃ¼ft werden dÃ¼rfte. Auch
kann die Richtigkeit der von der Krankenkasse angestellten Prognose (vgl. dazu
auch Senatsurteil 19.02.2013, LÂ 11 KR 2656/11, n.v.) nicht anhand der
tatsÃ¤chlichen Entwicklung auf Einnahmen- und Ausgabenseite verifiziert werden.
Mitglieder der Krankenkasse sind deshalb auch nicht befugt, mittels Rechtsbehelfen
gegen einen Beitragsbescheid die eigenverantwortliche HaushaltsfÃ¼hrung der
Krankenkasse im Wege inzidenter Kontrolle der in Â§ 242 Abs. 1 Satz 1 SGB V
genannten Voraussetzungen gerichtlich prÃ¼fen zu lassen. Das gilt selbst dann,
wenn die Unterdeckung vermeidbar gewesen wÃ¤re (BÃ¶ttiger, in: Krauskopf, 117.
EL 2022, SGBÂ V Â§ 242 Rn. 50 m.w.N.; vgl. auch Bundesverfassungsgericht
[BVerfG], 18.04.1984, 1 BvL 43/81, BVerfGE 67, 26 ff.).

GemÃ¤Ã� Â§Â 69 SGB IV ist Ã¼ber die Einnahmen und Ausgaben des Folgejahres
von der Krankenkasse eine Prognose zu treffen. Dies geschieht fÃ¼r jedes
GeschÃ¤ftsjahr in einem Haushaltsplan. Dieser dient der Feststellung der Mittel, die
die Krankenkassen zur ErfÃ¼llung ihrer Aufgaben in der jeweiligen Planungsperiode
voraussichtlich benÃ¶tigen. Er ist Grundlage fÃ¼r die Haushalts- und
WirtschaftsfÃ¼hrung und stellt sicher, dass die vorgeschriebenen Ausgaben
rechtzeitig geleistet werden kÃ¶nnen (Â§Â 68 SGB IV). Nach Â§Â 70 Abs.Â 5 SGB IV
ist der Haushaltsplan der AufsichtsbehÃ¶rde vorzulegen, wenn dieses verlangt wird.
Daraus ergibt sich im Umkehrschluss, dass der Haushaltsplan nicht zwangslÃ¤ufig
jedem Versicherten vorzulegen ist. Zwar kÃ¶nnen die Versicherten die zuletzt
erstellten Jahresberichte einsehen. Dies ergibt jedoch naturgemÃ¤Ã� nur
Informationen Ã¼ber das abgelaufene GeschÃ¤ftsjahr (LSG Sachsen-Anhalt
08.11.2011, L 10 KR 33/11 B ER juris Rn. 32).

Die Prognoseentscheidung der Beklagten, sie benÃ¶tige im Jahr 2016 neben dem
allgemeinen Beitragssatz von 14,6 % einen zusÃ¤tzlichen Beitragssatz von 1,2 %
bzw. ab dem 01.04.2017 i.H.v. 1,5 %, ist nach diesen MaÃ�stÃ¤ben nicht zu
beanstanden. Da bei der Bemessung des Zusatzbeitrages gemÃ¤Ã� Â§ 242 Abs. 1
Satz 3 SGB V die HÃ¶he der voraussichtlichen beitragspflichtigen Einnahmen aller
Krankenkassen nach Â§ 220 Abs. 2 Satz 2 SGB V je Mitglied zugrunde zu legen sind,
sind hierfÃ¼r die vom GKV-SchÃ¤tzerkreis prognostizierten Einnahmen
heranzuziehen (Mecke, in: Becker/Kingreen, 8. Aufl. 2022, SGB V Â§Â 242 Rn. 4). So
prognostizierte der GKV-SchÃ¤tzerkreis bei einem Vergleich der Einnahmen aus
dem Gesundheitsfonds mit den Ausgaben der KrankenÂkassen fÃ¼r das Jahr 2016
eine Unterdeckung von rund 14,4 Mrd.Â â�¬ (https://www.bundesamtsozialesicheru
ng.de/fileadmin/redaktion/Presse/2015/Schaetzerkreis_Â-
PM_und_Schaetzertableau.pdf), fÃ¼r das Jahr 2017 bewegte sich die prognostizierte
Unterdeckung im selben Rahmen (https://www.bundesgesundheitsministerium.de/m
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inisterium/meldungen/2016/oktober-2016/ÂdurchÂschnittlicher-
zusatzbeitragssatz-2017.html). Aufgrund des leicht positiven Jahresergebnisses der
Beklagten fÃ¼r 2015 (Jahresbericht 2015: Einnahmen 5.328.738.166,32 â�¬,
Ausgaben 5.328.050.887,62 â�¬, Ã�berschuss +687.278,70 â�¬ = 0,39 â�¬ je
Versicherten) kann daher gerade nicht der Schluss gezogen werden, dass es fÃ¼r
das Folgejahr an der â�� von der Beklagten prognostizierten â�� Unterdeckung
fehlen wird, zumal auf Basis der Mitte Oktober 2015 vom GKV-SchÃ¤tzerkreis
einvernehmlich erfolgten Prognosen zur Einnahmen- und Ausgabenentwicklung der
GKV auch eine Anhebung des durchschnittlichen Zusatzbeitrages um 0,2
Prozentpunkte auf 1,1Â % ab dem 01.01.2016 erfolgt ist (BAnz AT 30.10.2015 B7).
Im Hinblick auf das negative Jahresergebnis im Jahr 2016 (Jahresbericht 2016:
Einnahmen 5.500.706.719,61 â�¬, Ausgaben 5.532.962.599,79
â�¬, Unterdeckung -32.255.880,18 â�¬ = -18,37 â�¬ je Versicherten) hat der
Senat ohnehin keine Zweifel an der fÃ¼r 2017 prognostizierten Unterdeckung. Der
KlÃ¤ger kann ferner nicht einwenden, dass der Beitrag fÃ¼r 2017 nicht bzw. nicht
in dieser HÃ¶he hÃ¤tte erhoben werden dÃ¼rfen, da die Beklagte in diesem Jahr
einen Ã�berschuss erwirtschaftet habe (Jahresbericht 2017: Einnahmen
5.734.339.219,06 â�¬, Ausgaben 5.694.468.590,26 â�¬, Ã�berschuss
+39.870.628,80 â�¬ = 22,80 â�¬ je Versicherten). Zum einen beruhte dieser
Ã�berschuss auch auf dem Zusatzbeitrag. Zum anderen handelt es sich bei der
Festlegung des Zusatzbeitrages um eine Prognoseentscheidung. Es gibt keine
rechtliche Grundlage fÃ¼r eine rÃ¼ckwirkende Aufhebung des Zusatzbeitrages.
Vielmehr ist die Krankenkasse gehalten, bei einem deutlichen Ã�berschuss zu
prÃ¼fen, ob nicht ggf. eine Abschaffung bzw. Reduzierung des Zusatzbeitrages in
der (hier nicht mehr streitgegenstÃ¤ndlichen) Zukunft in Betracht kommt
(ThÃ¼ringer LSG 26.11.2013, L 6 KR 433/12, juris Rn. 23).

Der Senat sieht vorliegend keine Veranlassung zu weitergehenden Ermittlungen von
Amts wegen, da keine substantiierten Zweifel daran bestehen, dass der
Finanzbedarf der Beklagten durch die Zuweisung aus dem Gesundheitsfonds in den
Jahren 2016 und 2017 nicht gedeckt war, zumal sich auch die von der Beklagten
nach Â§ 261 SGB V zu bildenden RÃ¼cklagen (2015: 109.750.473,00 â�¬; 2016
114.626.000,00 â�¬), welche gemÃ¤Ã� Â§ 32 der Satzung der Beklagten 25 v.H.
des nach dem Haushaltsplan auf den Monat entfallenden Betrages der Ausgaben
betragen sollen, in diesem Rahmen bewegten (2015: Ausgaben jÃ¤hrlich
5.328.050.887,62 â�¬, monatlich mithin 444.004.240,64 â�¬; 2016: Ausgaben
jÃ¤hrlich 5.532.962.599,79 â�¬, monatlich mithin 461.080.216,65Â â�¬), weshalb
auch hieraus keine ErhÃ¶hung der Betriebsmittel fÃ¼r das jeweilige Folgejahr (vgl. 
Â§ 261 Abs. 5 SGB V) hÃ¤tte erfolgen kÃ¶nnen.

c) Der KlÃ¤ger ist im hier streitigen Zeitraum auch zur Zahlung des Zusatzbeitrages
verpflichtet, da er weder sein SonderkÃ¼ndigungsrecht ausgeÃ¼bt hat noch eine
etwaige Verletzung der diesbezÃ¼glichen Hinweispflichten eine Befreiung von der
Zahlung desselbigen nach sich zieht (hierzu bereits oben).

Aufgrund der ErhÃ¶hung des Zusatzbeitrages zum 01.01.2016 bzw. zum
01.04.2017 bestand fÃ¼r den KlÃ¤ger grundsÃ¤tzlich gemÃ¤Ã� Â§ 175 Abs. 4 Satz
5 SGB V a.F. ein SonderkÃ¼ndigungsrecht zum 31.01.2016 bzw. 30.04.2017. Da er
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den Zugang des im Bescheid aus â��Dezember 2015â�� genannten
Informationsblattes bestreitet, welches sich auch nicht in der Verwaltungsakte
befindet, und somit wohl kein den Anforderungen des Â§ 175 Abs. 4 Satz 6 SGB V
entsprechender Hinweis erteilt wurde, greift Â§ 175 Abs. 4 Satz 7 SGB V ein,
wonach eine erfolgte KÃ¼ndigung als in dem Monat erklÃ¤rt gilt, fÃ¼r den der
Zusatzbeitrag erstmalig erhoben wird oder fÃ¼r den der Zusatzbeitragssatz
erhÃ¶ht wird. Durch diese gesetzliche Fiktion wird sichergestellt, dass bei einem
verspÃ¤teten Hinweis die Frist zur AusÃ¼bung des SonderkÃ¼ndigungsrechts
hinausgeschoben wird, nicht aber der Zeitpunkt des Krankenkassenwechsels; dieser
richtet sich weiterhin nach dem Zeitpunkt, zu dem die KÃ¼ndigung bei einem
unterstellten rechtzeitigen Hinweis regelmÃ¤Ã�ig ausgesprochen worden wÃ¤re
(BegrÃ¼ndung BT-Drs. 18/1307 S.Â 39). Es kommt nicht darauf an, ob die
Krankenkasse den verspÃ¤teten Hinweis zu vertreten hat. Die Regelung gilt nicht
nur dann, wenn die Krankenkasse generell verspÃ¤tet auf das
SonderkÃ¼ndigungsrecht hinweist, sondern auch bei verspÃ¤teten Hinweisen
gegenÃ¼ber einzelnen Mitgliedern (Baier, in: Krauskopf, 117. EL 2022, SGB V Â§
175 Rn. 51).

Selbst wenn der KlÃ¤ger im Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren nicht
hinreichend Ã¼ber sein SonderkÃ¼ndigungsrecht informiert gewesen sein sollte
â�� wobei dies im Hinblick auf den Bescheid aus â��MÃ¤rz 2017â�� mehr als
zweifelhaft erscheint, da dieser einen den Anforderungen des Â§ 175 Abs. 4 Satz 6
SGB V entsprechenden Hinweis (Seite 4 des Bescheids, Bl. 36 VA) enthÃ¤lt und sich
dem Senat nicht erschlieÃ�t, warum der KlÃ¤ger die Seite 4 des Bescheids, gegen
welchen er unter dem 24.04.2017 Widerspruch eingelegt hat, nicht erhalten haben
soll -, hat dieser spÃ¤testens seit der Akteneinsichtsnahme am 02.02.2018 (vgl.
Empfangsbekenntnis auf Bl. 7a der SG-Akte) Kenntnis von seinem
SonderkÃ¼ndigungsrecht (wie sich auch seiner Klageschrift unzweifelhaft
entnehmen lÃ¤sst), dieses jedoch bislang nicht ausgeÃ¼bt geschweige denn eine
neue Krankenkasse gewÃ¤hlt.

Ein Krankenkassenwechsel war und ist vom KlÃ¤ger aber wohl ohnehin nicht
beabsichtigt, er wendet sich vielmehr lediglich gegen die Zahlung des
Zusatzbeitrages an sich. Bis zum Kassenwechsel ist der neu erhobene oder
erhÃ¶hte Zusatzbeitrag jedoch vom Mitglied zu zahlen (vgl. BT-Drucks. 18/1307
S.Â 38 f). Der Gesetzgeber hat hierzu ausgefÃ¼hrt, wie in dem vor 2009 geltenden
Recht befreie das SonderkÃ¼ndigungsrecht von der 18-monatigen Bindungsfrist
nach SatzÂ 1, nicht aber von der Tragung des erhÃ¶hten Zusatzbeitrags im
Zeitraum bis zum Krankenkassenwechsel (vgl. auch BR-Drucks. 151/14 S.Â 40).
Diese Rechtslage ergibt sich auch eindeutig aus dem Wortlaut des Â§Â 175 Abs.Â 4
SatzÂ 5 SGB V, der eine KÃ¼ndigung der Mitgliedschaft abweichend von SatzÂ 1
(18-monatige Bindungsfrist an die Wahl der Krankenkasse) ermÃ¶glicht, aber nicht
die Anwendung des Â§Â 175 Abs.Â 4 SatzÂ 2 SGB V ausschlieÃ�t. Danach ist eine
KÃ¼ndigung der Mitgliedschaft zum Ablauf des Ã¼bernÃ¤chsten Kalendermonats
mÃ¶glich, gerechnet von dem Monat, in dem das Mitglied die KÃ¼ndigung erklÃ¤rt.
Der KlÃ¤ger ist deshalb sowohl nach dem Wortlaut des Gesetzes als auch nach der
GesetzesbegrÃ¼ndung verpflichtet, den erhÃ¶hten Zusatzbeitrag bis zum
Krankenkassenwechsel zu tragen (LSG Rheinland-Pfalz 07.01.2021, L 5 KR 189/20
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NZB, juris Rn. 19). Insbesondere gilt Â§ 175 Abs. 4 Satz 7 SGB V in der bis zum
31.12.2014 geltenden Fassung, welcher eine Verschiebung der BeitragserhÃ¶hung
bis zur ErfÃ¼llung der Hinweispflicht durch die Krankenkasse vorsah, im hier
streitigen Zeitraum nicht mehr. Diese sog. Nichtzahlungsklausel wurde gestrichen,
weil eine Befreiung von der ZusatzbeitragserhÃ¶hung zu relevanten
Mindereinnahmen der Krankenkassen fÃ¼hren wÃ¼rde. DarÃ¼ber hinaus wÃ¤re
eine solche Befreiung im Rahmen des Quellenabzugsverfahrens mit einem nicht
vertretbaren Verwaltungsaufwand insbesondere auch fÃ¼r Arbeitgeber,
RentenversicherungstrÃ¤ger und die Bundesagentur fÃ¼r Arbeit verbunden,
weshalb sie im Rahmen des bis 2008 geltenden SonderkÃ¼ndigungsrechts nicht
vorgesehen war, sondern erst mit der Erhebung der einkommensunabhÃ¤ngigen
ZusatzbeitrÃ¤ge, welche die Krankenkassen direkt beim Mitglied einziehen
mussten, eingefÃ¼hrt wurde. Durch die neue EinkommensabhÃ¤ngigkeit der
ZusatzbeitrÃ¤ge ist zugleich gewÃ¤hrleistet, dass kein Mitglied Ã¼bermÃ¤Ã�ig
belastet wird, wenn es auch bei AusÃ¼bung des SonderkÃ¼ndigungsrechts die
Differenz zum neuen Beitragssatz bis zum Vollzug des Wechsels der Krankenkasse
zu tragen hat (vgl. BT-Drs. 18/1307 S. 39).

d) Die ZusatzbeitrÃ¤ge ab dem 01.01.2016 bis zum 31.12.2017 waren auch jeweils
fÃ¤llig. Dies folgt aus Â§ 18 der Satzung der Beklagten in der Fassung vom
01.07.2009 i. V. m. Â§ 23 Abs. 1 Satz 4 SGB IV in den Fassungen vom 15.04.2015
sowie vom 30.06.2017, anwendbar Ã¼ber Â§ 242 Abs.Â 4 SGB V. Auf den Zeitpunkt
der Bekanntgabe der Bescheide kommt es nach der zutreffenden Auffassung des
SG nicht an (vgl. zum Entstehungsprinzip der FÃ¤lligkeitsregelung z.B. BSG
14.07.2004, B 12 KR 1/04 R, BSGE 93, 119-131, juris, Rn. 34 ff.). Insoweit nimmt der
Senat ebenfalls Bezug auf die erstinstanzliche Entscheidung und sieht von einer
weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab.

e) Entgegen der Ansicht des KlÃ¤gers ist die Beklagte zu 1 nach Â§ 242 Abs. 1 Satz
2 SGB V auch dann zur Erhebung eines monatlichen Zusatzbeitrages berechtigt,
wenn der Versicherte unstreitig Ã¼ber keinerlei Einkommen verfÃ¼gt. Denn Â§ 242
Abs. 1 Satz 2 SGB V lÃ¤sst nach seinem klaren Wortlaut erkennen, dass der
Zusatzbeitrag als Prozentsatz der beitragspflichtigen Einnahmen eines jeden
Mitglieds zu erheben ist. Eine abweichende Erhebung des Zusatzbeitrages in HÃ¶he
des durchschnittlichen Zusatzbeitrages nach Â§ 242a SGB V nach Â§ 242 Abs. 3
SGB V in der Fassung vom 21.07.2014 kommt mangels ErfÃ¼llung der
entsprechenden Tatbestandsvoraussetzungen vorliegend ebenfalls nicht in
Betracht. DarÃ¼ber hinaus werden individuelle HÃ¤rten nicht berÃ¼cksichtigt.
Insoweit bleibt Mitgliedern, die sich durch den kassenindividuellen Zusatzbeitrag
finanziell Ã¼berfordert fÃ¼hlen, nichts anderes Ã¼brig, als zu einer anderen
Krankenkasse zu wechseln, was der Gesetzgeber unter
Wettbewerbsgesichtspunkten unterstÃ¼tzt (BÃ¶ttiger, in: Krauskopf, 117. EL 2022,
Â§ 242 Rn. 24).

f) Hierin liegt auch kein VerstoÃ� gegen den Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG.

So ist bereits hÃ¶chstrichterlich geklÃ¤rt, dass auch freiwillig versicherte Mitglieder
in der gesetzlichen Krankenversicherung jedenfalls den Mindestbeitrag zu zahlen
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haben, unabhÃ¤ngig von der HÃ¶he ihrer Einnahmen und ihrer wirtschaftlichen
LeistungsfÃ¤higkeit. Von dieser Regelung gibt es keine Ausnahme. Dies kommt in
der gesetzlichen Regelung der Mindestbemessungsgrenze zum Ausdruck. Ein
Ermessen steht der Beklagten zu 1 diesbezÃ¼glich nicht zu. Durch die Fiktion eines
beitragspflichtigen Mindesteinkommens soll ein vertretbarer Ausgleich von Leistung
und Gegenleistung bei freiwilligen Mitgliedern erreicht und verhindert werden, dass
diese sich zu unangemessen niedrigen BeitrÃ¤gen versichern kÃ¶nnen. Im Hinblick
auf ihre geringere SchutzbedÃ¼rftigkeit im Vergleich zu Pflichtversicherten wird
ihnen ein adÃ¤quater Beitrag auch dann abverlangt, wenn sie nur ein geringes oder
Ã¼berhaupt kein Einkommen haben. Eine Unterschreitung der
Mindesteinnahmengrenze kann deshalb weder damit gerechtfertigt werden, dass
nach Â§Â 240 Abs.Â 1 SatzÂ 2 SGB V die Beitragsbelastung der wirtschaftlichen
LeistungsfÃ¤higkeit des freiwilligen Mitglieds entsprechen soll, noch damit, dass
nach Â§Â 240 Abs.Â 2 SatzÂ 1 SGB V mindestens diejenigen Einnahmen
berÃ¼cksichtigt werden mÃ¼ssen, die bei einem vergleichbaren
versicherungspflichtig BeschÃ¤ftigten der Beitragsbemessung zugrunde zu legen
wÃ¤ren (BSG 18.02.1997, 1 RR 1/94, juris). Die gesetzliche Regelung, nach der der
Mindestbeitrag bei freiwillig Versicherten auch dann nicht unterschritten werden
darf, wenn diese nur ein geringes oder Ã¼berhaupt kein Einkommen haben, ist mit
dem GG vereinbar (BSG 18.02.1997, 1 RR 1/94 und 06.11.1997, 12 RK 61/96, juris;
LSG Baden-WÃ¼rttemberg 22.06.2021, L 11 KR 818/21, n.v.; LSG Baden-
WÃ¼rttemberg 24.04.2015, L 4 KR 2691/14, juris Rn. 54).

Da die Beklagte zu 1 â�� auÃ�erhalb der gesetzlichen Ausnahmen in Â§ 242 Abs. 3
SGB V â�� von all ihren Mitgliedern gleichermaÃ�en den kassenindividuellen
Zusatzbeitrag erhebt, ist eine Ungleichbehandlung nicht ersichtlich. Das SG weist zu
Recht darauf hin, dass der Gleichheitssatz den jeweiligen TrÃ¤ger Ã¶ffentlicher
Gewalt allein in seinem konkreten ZustÃ¤ndigkeitsbereich bindet (vgl. BVerfG
12.05.1987, 2 BvR 1226/83, juris Rn. 151 m.w.N.). Insofern kann eine Verletzung
des allgemeinen Gleichheitssatzes nicht damit begrÃ¼ndet werden, dass eine
andere Krankenkasse einen niedrigeren Zusatzbeitrag erhebt, zumal dem KlÃ¤ger
bei EinfÃ¼hrung bzw. ErhÃ¶hung des Zusatzbeitrages die MÃ¶glichkeit des
Kassenwechsels offenstand.

IV. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 SGG.

V.Â Die Revision war nicht zuzulassen, da GrÃ¼nde hierfÃ¼r (vgl. Â§ 160 Abs. 2
SGG) nicht vorliegen.

Â 

Erstellt am: 05.07.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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